
 

 
 

Ulrike Hoffmann-Bürrig 
Stadt Bad Münder 
Obertorstr. 1, Rathaus 
31841 Bad Münder 
Fon (05042) 943-145 
Fax (05042) 943-155 

Maybritt Hugo 
Stadt Braunschweig 
Platz der Deutschen Einheit 1 
38100 Braunschweig 
Fon (0531) 470-2100 
Fax (0531) 470-2288 

Susanne Löb 
Landkreis Wolfenbüttel 
Bahnhofstraße 11 
38300 Wolfenbüttel 
Fon (05331) 84-253 
Fax (05331) 84-307 

Katrin Morof 
Landkreis Helmstedt 
Südertor 6 
38350 Helmstedt 
Fon (05351) 121-1212 
Fax (05351) 121-1626 

Annette Wiede 
Stadt Lehrte 
Rathausplatz 1 
31275 Lehrte 
Fon (05132) 505-108 
Fax (05132) 505-114 

 

Eine frauenpolitische Kraft 
in Niedersachsen 

Landesarbeitsgemeinschaft 
kommunaler Frauenbüros 
Niedersachsen 

 
 
 

Pressemitteilung zur Landeskonferenz der Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler 

Frauenbüros am 01.11.2011 in Hannover 

 

An der Landeskonferenz der kommunalen Gleichstellungsbeauftragten in Hannover nahmen 

über 60 Kolleginnen aus ganz Niedersachsen teil. Das zentrale Thema der Tagung war die 

Auseinandersetzung mit Rollenbildern und Recht vor dem Hintergrund des ersten 

Bundesgleichstellungsberichtes. Die Präsidentin des Deutschen Juristinnenbundes Ramona 

Pisal referierte zum Thema und stellte die wesentlichen Erkenntnisse des Berichtes vor. 

Für den Lebensverlauf von Frauen und Männern „sind geschlechtsspezifische 

Rollenzuschreibungen im Zusammenhang mit Partnerschaft, Elternschaft und der 

Verbindung von Sorgearbeit und Erwerbsarbeit“ von großer Bedeutung. Dies stellt der 1. 

Bundesgleichstellungsbericht, der im Juni 2011 vorgelegt wurde, eindrücklich dar. 

Rollenkonformes Verhalten in einer Lebensphase verursacht Risiken und Nachteile im 

Lebensverlauf, meist zum Nachteil von Frauen. Hier können gesetzliche Vorgaben, z.B. im 

Familienrecht oder Steuerrecht, ein Instrument sein, welches den bestehenden 

benachteiligenden Rollenzuschreibungen entgegenwirkt. 

Darüber hinaus diskutierten die Teilnehmerinnen über die Gesundheitsversorgung im 

ländlichen Raum, die Kostenübernahme von Behandlungen bei Genitalverstümmelung und 

diskriminierungsfreie Bewertungssysteme.  

 

 


